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§ 4
Durchführung der Erhebung

(1) Die einmalige Einladung wird unter Beachtung der Grund-
sätze der Statistiksatzung der Landeshauptstadt München 
durch ein von der Landeshauptstadt Müncnen beauftragtes 
Institut durchgeführt. Als Hilfsmerkmale bei der Durchführung 
der Erhebung werden die Namen und die Anschriften der zu
Befragenden verwendet. Das beauftragte Institut wird bzw. ist 
vertraglich verpflichtet, die gesetzlichen Vorschriften über den 
Datenschutz zu beachten. Insbesondere wird bzw. ist es da-
hingehend verpflichtet, die erhobenen Daten in ihrem/seinem 
Hause unmittelbar nach Abschluss der Erhebung soweit zu
anonymisieren, dass ein – wie auch immer – bestehender Per-
sonenbezug gänzlich aufgehoben ist oder die Einwilligung der 
Bürgergutachterinnen und Bürgergutachter einzuholen, dass 
sie im Bürgergutachten, jedoch nicht bei einzelnen Aussagen 
und Daten, namentlich genannt werden.

(2) Eine Auskunftspflicht wird nicht angeordnet.

(3) Der Einladungsprozess zum Bürgergutachten beginnt vor-
aussichtlich im Frühjahr oder Frühsommer 2017. Die vier Pla-
nungszellen sollen im Juli 2017 tagen; das Bürgergutachten 
soll im Herbst/Winter 2017 vorgelegt werden.

§ 5
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Die Satzung tritt mit Abschluss der Vorlage des Bürgergut-
achtens, spätestens am 31.12.2017 außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 05.04.2017 beschlossen.

München, 12. Mai 2017 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Bekanntmachungen

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier:  Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2  

des Baugesetzbuches (BauGB)
         vom 8. Juni 2017 mit 10. Juli 2017

Stadtbezirk 14 Berg am Laim

Änderung des Flächennutzungsplanes
mit integrierter Landschaftsplanung

Satzung der Landeshauptstadt München  
zur Zufalls auswahl von Adressdaten für die Durchführung 
eines Bürgergutachtens im Rahmen des Projektes  
Zukunftskonzept Münchner Viktualienmarkt 

vom 12. Mai 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund des
Art. 23 Satz 1 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 
(GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 13.12.2016 (GVBI. S. 335), und des Art. 23 Abs. 1 
des Bayerischen Statistikgesetzes (BayStatG) vom 10.08.1990 
(GVBI. S. 270, BayRS 290-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 12.05.2015 (GVBI. S. 82, ber. S. 219), sowie des § 34 des 
Bundesmeldegesetzes (BMG) vom 3.05.2013 (BGBI. I. S. 
1084), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom  
11.10.2016 (BGBL I S. 2218), folgende Satzung:

§ 1 

Art und Zweck der Erhebung

Zur objektiven und transparenten Einbindung der Bürgerinnen 
und Bürger in die Machbarkeitsstudie „Zukunftskonzept Vik-
tualienmarkt“, um Qualitäten zu definieren und um Lösungs-
ansätze zu konkreten Fragestellungen und Problemen auszu-
arbeiten, wird ein Partizipationsverfahren (Bürgergutachten)
durchgeführt. Es sollen etwa einhundert Bürgerinnen und 
Bürger nach standardisiertem Verfahren (Bürgergutachten 
durch Planungszellen) an jeweils vier aufeinanderfolgenden 
Tagen verschiedene Themen und Aufgaben bearbeiten. Das 
Bürgergutachten wird von einem unabhängigen Durchfüh-
rungsinstitut betreut. Als Ergebnis wird ein Bürgergutachten 
vorgelegt.

§ 2

Zu erfassende Sachverhalte

Für die Einladung werden folgende Daten je Person benötigt:
 1. Vorname(n) (Rufname)
 2. Name
 3. Akademische Grade
 4. weitere Titel, Ordens- und Künstlernamen u. ä.
 5. Stadtbezirk
 6. Straße
 7. Hausnummer mit ggfs. Buchstabe
 8. Stockwerk o. ä.
 9. Name des Wohnungsinhabers („bei“ oder „c/o“)
 10. Postleitzahl
 11. Ort
 12. Anrede („Herrn“/„Frau“) der Geschlecht
 13.  bei Minderjährigen die gleichen Daten zusätzlich für alle 

Sorgeberechtigten

§ 3
Kreis der Einzuladenden

Mit einer repräsentativen Zufallsstichprobe werden Personen 
über 14 Jahren, die in München gemeldet sind, aus dem Ein-
wohnermelderegister ermittelt, angeschrieben und zur Teil-
nahme an dem Bürgergutachten aufgefordert. Die Teilnahme 
ist freiwillig. Zur Sicherstellung, dass 100 Personen mitwirken,
sollten von 2.000 Personen Adressdatensätze bereitgestellt 
werden. Die Verwendung der Daten erfolgt unter Berücksich-
tigung der Vorgaben der geltenden datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen.
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Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2061
Rosenheimer Straße (nördlich),
Anzinger Straße (nördlich),
Aschheimer Straße (westlich),
Ampfingstraße (westlich),
Mühldorfstraße (südlich) und
Friedenstraße (östlich)
(Teiländerung der Bebauungspläne Nrn. 939 und 1241;
Änderung der Bebauungspläne Nrn. 822, 1259, 1799)
und
Aufhebung gemäß § 173 Abs. 3 Bundesbaugesetz (BBauG)
übergeleiteter einfacher Bebauungspläne
–  allgemeine Wohngebiete (WA 1 - WA 4) mit Teilgebieten WA 

2 (1) bis WA 2 (5), Kerngebiete (MK 1 - MK 7) mit Teilgebieten 
MK 3 (1) und MK 3 (2), MK 5 (1) bis MK 5 (3), MK 6 (1) bis MK 
6 (3), Gewerbegebiete (GE 1 - GE 8) mit Teilgebieten GE 2 (1) 
und GE 2 (2), GE 8 (1) bis GE 8 (6), Gemeinbedarfsflächen 
(Gemeinbedarf Kinder-, Jugend- und Familieneinrichtung, 
Begegnungshaus mit KiTa, Gemeinbedarf Schule), Fläche 
für Versorgung, Straßenverkehrsflächen, Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung, öffentliche Grünflächen –

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung liegt  
beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstra-
ße 28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungs-
raum – barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, 
auf Blumenstraße 28a -), vom 8. Juni 2017 mit 10. Juli 2017, 
Montag mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr, öffentlich aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben  
werden. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben. 

Es wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) zur Einleitung einer Normen-
kontrolle, der einen Bebauungsplan zum Gegenstand hat,  
unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person nur Ein-
wendungen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentli-
chen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht hat, 
aber hätte geltend machen können. 

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen mit aus. 

Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen  
verfügbar: 

Informationen zum Schutzgut Mensch, insbesondere
– Untersuchungen zum Verkehr (Kfz, Fußgänger),
– immissionstechnische Untersuchungen – Umspannwerk, 
– schalltechnische Untersuchung,
–  erschütterungstechnische Untersuchung der zu erwartenden 

Erschütterungs- und Sekundärschallimmissionen durch den 
U-Bahnbetrieb, 

– Untersuchung zu elektrischen und magnetischen Feldern,
– Besonnungs- und Verschattungsstudie.

Informationen zum Schutzgut Tiere und Pflanzen,  
insbesondere
–  landschaftsplanerisches Gutachten zur Fauna und  

faunistische Bestandsaufnahme,
–  landschaftsplanerische Untersuchungen, Vegetation und 

Habitate,
–  Erfassung von Baumbestand und Vitalität, Baumbestandsplan,
–  Dokumentation zu Biotopen und Eidechsen.

Informationen zum Schutzgut Boden, insbesondere
–  Untersuchungskonzept zur Kampfmittelerkundung,
–  orientierende und detaillierte Bodenuntersuchungen,
–  Bodenluftuntersuchungen auf Leichtflüchtige Halogenierte 

Kohlenwasserstoffe (LHKW),

für den Bereich VI/17
Rosenheimer Straße (nordwestlich),
Anzinger Straße (nördlich),
Aschheimer Straße (westlich),
Ampfingstraße (westlich),
Mühldorfstraße (südwestlich)
und Friedenstraße (südöstlich)
–  allgemeines Wohngebiet, Kerngebiet, Gewerbegebiet, Ge-

meinbedarfsfläche Erziehung, Gemeinbedarfsfläche Religion, 
Gemeinbedarfsfläche Sicherheit, allgemeine Grünfläche, 
Ver- und Entsorgungsfläche –

Der Entwurf des Flächennutzungsplanes mit Begründung liegt 
beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 
28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungsraum – 
barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, auf Blu-
menstraße 28a –), vom 8. Juni 2017 mit 10. Juli 2017, Montag 
mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr, öffentlich aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben wer-
den. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
bei der Beschlussfassung über den Flächennutzungs plan un-
berücksichtigt bleiben. 

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen mit aus. 

Es sind neben dem Umweltbericht, der zu den nachfolgend 
genannten Schutzgütern Aussagen enthält, folgende Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar: 

Informationen zu den Schutzgütern:
Mensch (insbesondere Untersuchungen zu Erholung, Lärm, 
Erschütterungen und elektrische und magnetische Felder), 
Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Klima und Luft, Land-
schafts-/Ortsbild, Kultur- und sonstige Sachgüter.

Der Entwurf des Flächennutzungsplanes mit Begründung  
und die wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen sind 
auch im Internet unter der Adresse www.muenchen.de/ 
auslegung zu finden.  

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnah-
me wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, 
den Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem 
Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benutzen.

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier:  Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 des Bauge-

setzbuches (BauGB) vom 8. Juni 2017 mit 10. Juli 2017

Stadtbezirk 14 Berg am Laim
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–  orientierende Untersuchung des Untergrundes in einem  
Teilbereich,

–  Oberbodenuntersuchung Grafinger Straße 34.

Informationen zum Schutzgut Landschaft, insbesondere 
- Stadtbildverträglichkeitsuntersuchung.

Informationen zum Umweltbelang Energie, insbesondere
–  solarenergetische Analyse,
–  Windkomfort- und Temperaturentwicklungsstudie,
–  Energiebedarfsanalyse.

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung und die 
wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen sind auch im 
Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung zu 
finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellung-
nahme wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, 
den Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben 
dem Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benut-
zen.

München, 18. Mai 2017 Referat für Stadtplanung
  und Bauordnung

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Leisnerweg 6
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Gemarkung Daglfing;  
Fl. Nr. 779/326; Stadtbezirk 13
Erweiterung eines Wohnhauses
Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 12.05.2017, Az. 602-1.2-2017-5523-31, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen und Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bau-
genehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vor-
genannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukom-
mission, Blumenstraße 19 einsehen. Vereinbaren Sie dazu 
bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-lbk-team31 
@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 

muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,  
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

–  Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elektro-
nischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

–  Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

–  Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten. 

München, 12. Mai 2017 Landeshauptstadt München
  Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen:  Ruppertstr. 19 / Lindwurmstr. 163
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 10403/0,  
Gemarkung Sektion VI, Bezirk 02
Fassadensanierung, Aufstockung und Nutzungsänderung 
eines Büro- und Verwaltungsgebäudes 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 11.05.2017, Az.  602-1.1-2016-24644-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
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Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen und Befreiungen 
erteilt.

Den Nachbarn FN 10404 und FN 10404/32 sowie den Nach-
barn auf der gegenüberliegenden Straßenseite der Ruppertstr. 
FN 10387, 10386 und 10385 ( WEG Ruppertstr. 26,28 und 30) , 
die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukom-
mission, Blumenstraße 19, Zimmer 123 – 125, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailad-
resse klaus.bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer 
2 33-2 15 46.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es 
besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Wider-
spruch einzulegen.

–  Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elekt-
ronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

–  Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

–  Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 11. Mai 2017 Landeshauptstadt München
  Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission

Zustellung des Vorbescheides
Neubau eines Wohngebäudes mit Einzelhandelsflächen 
und Tiefgarage –  Alramstr. 14

Der Firma Eurytos Wohnbau GmbH & Co. KG wurde mit Be-
scheid vom 11.04.2017 gemäß Art. 71 BayBO ein Vorbescheid 
erteilt:

Die Fragen des Antrages vom  29.04.2016 nach Pl. Nr. 2016-
8895 wurden sowohl positiv als auch negativ beantwortet.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Zustellung Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsge-
richt in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl. S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die Klageerhebung in elektro-
nischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. Kraft Bundes-
rechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten 
seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.“ 

Hinweise:
Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstr. 19, Zimmer 227, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der Telefonnummer  
(0 89) 2 33-2 47 47.

Die Nachbarzustellung der Baugenehmigung gilt mit dem Tag 
der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München als bewirkt.

München, 15. Mai 2017 Landeshauptstadt München
   Referat für Stadtplanung und  

Bauordnung 
HA IV – Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Teilbaugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Erhardtstr. 10, Fl.Nr. 12008/0, Gemarkung  
Sektion VI
Neubau eines Wohngebäudes (VGB + RGB) mit Tiefgarage 
– Teilbauantrag für Errichtung von 3 Untergeschossen
Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshaupt-
stadt München vom 16.05.2017, Az. 602-1.1-2016-18794-21, 
wurde die Teilbaugenehmigung für das oben genannte 
Vorhaben unter Auflagen/Nebenstimmungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 11996, 11997, 11999, 12007, 12009 und 
Fl.Nr. 12011, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukom-
mission, Blumenstraße 19, Zimmer 125, einsehen. Vereinbaren 
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-
lbk-team21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 2 33-2 47 02.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
–  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

–  Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elekt-
ronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

–  Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-

schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

–  Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 16. Mai 2017 Landeshauptstadt München
  Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission

Baugenehmigungsverfahren
Zustellung der Baugenehmigung

Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO) gemäß Art. 66. 
Abs. 2 Satz 3 BayBO

Herrn Ernst Hoftstaller wurde mit Bescheid vom 17.05.2016 
gemäß Art. 59 BayBO folgende Baugenehmigung für den 
Neubau eines Einfamilienhauses mit 3 Garagen auf dem 
Grundstück Am Gottesacker, Flr. Nr. 206/0, Gemarkung Feld-
moching erteilt: 

Der Änderungsantrag vom 17.03.2017 nach Pl.Nr. 2017-
6410 mit Handeintrag vom 04.05.2017 wird hiermit in  
Abänderung der Baugenehmigung vom 04.01.2016 im  
vereinfachten Genehmigungsverfahren genehmigt. 

Nachbarwürdigung:

Die Nachbarn mit der Fl.-Nr.: 202/2, 202/3 und 208 haben  
den Baueingabeplan nicht unterschrieben. Das Bauvorhaben 
entspricht den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die im  
bauaufsichtlichen Verfahren zu prüfen sind, nachbarrechtlich 
geschützte Belange werden nicht beeinträchtigt; insbesondere 
werden keine Befreiungen oder Abweichungen erteilt, die 
nachbarrechtlich von Bedeutung sind. 

Die Zustellung der Baugenehmigung an die Nachbarn nach 
Art. 66 ABs. 1 Satz 6 BayBO wird aufgrund der großen Zahl 
an Beteiligten entsprechend Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt.

Die Nachbarn haben die Möglichkeit, entsprechend der 
Rechtsbehelfsbelehrung gegen den Bescheid Klage einzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,  
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

–  Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elektro-
nischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

–  Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen diese 
Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung (§ 212 a 
Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

–  Eine Klage, die sich allein gegen die Höhe der Kosten rich-
tet, hat keine aufschiebende Wirkung (§ 80 Abs. 2 Ziffer 1 
VwGO). Es besteht jedoch die Möglichkeit, beim Bayeri-
schen Verwaltungsgericht München (Anschrift s.o.) Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage zu 
stellen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO). 
Bei der Anforderung von öffentlichen Abgaben und Kosten 
(§ 80 Abs. 2 Ziffer 1 VwGO) ist der Antrag nach § 80 Abs. 5 
VwGO an das Bayerische Verwaltungsgericht München nur 
zulässig, wenn die Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV, Lokal-
baukommission einen Antrag auf Aussetzung der Vollziehung 
ganz oder zum Teil abgelehnt hat oder über diesen Antrag 
ohne Mitteilung eines zureichenden Grundes in angemesse-
ner Frist sachlich nicht entschieden hat oder die Vollstreckung 
droht (§ 80 Abs. 6 VwGO). 
Diese Anträge hemmen nicht den Lauf der Rechtsmittelfrist. 
D.h. nur eine Klageerhebung verhindert, dass der Bescheid 
bestandskräftig wird.

–  Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

Hinweise:
Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 424, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-lbk-team42@muenchen.de  bzw. Telefonnummer 
2 33-2 62 22.

Die Nachbarzustellung der Baugenehmigung gilt mit dem Tag 
der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München als bewirkt. 

München, 17. Mai 2017 Landeshauptstadt München

  Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Kirchtruderinger Str. 19
Gemarkung: Trudering, Flurnr.: 12 und 17/1, Stadtbezirk: 15

Neubau einer Wohnanlage mit Tiefgarage  
(8 Mehrfamilienhäuser mit insgesamt 65 Wohneinheiten)
Das Bauvorhaben befindet sich im Bereich zwischen Karotsch-
straße, Am Mitterfeld, Kirchtruderinger Straße und Emplstraße.

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 17.05.2017, Az 1.2-2016-13018-32, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen/Nebenstimmungen/Abweichungen/Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bau-
genehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die  
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 340, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailad-
resse plan.ha4-lbk-team32@muenchen.de bzw. Telefonnum-
mer 2 33-2 45 97.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

–  Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
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technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

–  Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen diese 
Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

–  Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 17.Mai 2017 Landeshauptstadt München
  Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission

Ausschreibung und Auswahl von Trägerschaften  
für bezuschusste soziale Einrichtungen:   
Neubau Stadtteilzentrum Milbertshofen
Piccoloministr. 

Die Landeshauptstadt München beabsichtigt, die Trägerschaft 
für den u. g. städtischen Neubau einer Kindertageseinrichtung 
an einen Träger zum Betrieb einer genehmigten Kinderkrippe 
und einer Mobilen Tagesbetreuungsperson „MobiTa“, zu 
übertragen:

Kindertageseinrichtung Stadtteilzentrum Milbertshofen 
Piccoloministr. 
Milbertshofen – Am Hart (11)
Im Neubau des Stadtteilzentrums Milbertshofen  
(Träger: Stadtteilarbeit Milbertshofen e.V.) werden 
zwei Angebote zur Kindertagesbetreuung in gemein-
samer Trägerschaft integriert:
36 Plätze für Kinder unter 3 Jahren (Kinderkrippe) und
75 Ersatzbetreuungsplätze für die Kindertagespflege 
in Familien durch die Mobile Tagesbetreuungsperson“ 
(MobiTa), wobei maximal zehn Tageskinder gleichzeitig 
anwesend sind (überwiegend 0 – 3 Jährige)
Fertigstellung geplant 12/2017

Die Angebote der Kindertageseinrichtung sind in gemein-
samer Trägerschaft zu führen. Der Träger muss kumulativ 
die Voraussetzungen für jeden Einrichtungsteil erfüllen.

Für die Kinderkrippe bitten wir um Beachtung folgender 
aktuell gültiger Bedingungen:

–  Die Landeshauptstadt München steht in der Verantwortung, 
den Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung zu erfüllen. 

Der Geschäftsbereich KITA im Referat für Bildung und Sport 
behält sich deshalb vor, für die Erstbelegung von neu über-
lassenen städtischen Einrichtungen, Vorgaben hinsichtlich 
der Altersstruktur und Platzvergabe zu machen. 
Unabhängig davon führt die KITA-Elternberatung zunächst 
alle Vormerklisten für die ausgeschriebenen Kindertages-
einrichtungen.  
Der Träger ist verpflichtet diese Vormerklisten für die Aus-
wahl zu übernehmen.  
Die Krippenplätze sind entsprechend dieser Liste zu verge-
ben, bei der Erstvergabe sind die dem Träger von der KITA 
Elternberatung bezeichneten Kinder im Krippenalter aufzu-
nehmen.  
 
Einzelne Krippenkinder können auch noch im Lauf des ersten 
Jahres nach Inbetriebnahme von der KITA-Elternberatung 
zur Aufnahme zugewiesen werden.  
 
Der Träger darf bis zum Ablauf von 12 Monaten nach der In-
betriebnahme nur dann Zusagen hinsichtlich der Aufnahme 
von Krippenkindern erteilen, wenn die KITA- Elternberatung 
vorher der Platzvergabe zugestimmt hat

–  Ein Antrag auf die Münchner Förderformel muss bei Ab-
schluss eines Vertrages zur Betriebsträgerschaft bei der 
Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und Sport, 
Geschäftsbereich KITA gestellt werden. Die Gewährung der 
Zuwendungen kann ab dem Monat der Antragstellung erfol-
gen, in dem die Fördervoraussetzungen erfüllt sind. 

–  Die Höhe des Betriebskostenzuschusses richtet sich nach 
der Münchner Förderformel (Zuschussrichtlinie, in der je-
weils geltenden Fassung). Sie können sich unter dem Link   
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/ 
Referat-fuer-Bildung-und-Sport/Kindertageseinrichtungen/
muenchner-foerderformel.html über die Münchner Förderfor-
mel sowie über die geltenden Beschlüsse u.s.w. informieren.

–  In einer Kinderkrippe findet die städtische Kinderkrippen-
satzung, in einem Haus für Kinder (Kooperationseinrichtung) 
und einem Kindergarten und/oder Hort gelten die für die 
Einrichtungsart jeweils einschlägigen Regelungen der „Ko-
operationseinrichtungs- und Kindertagesstättensatzung“. 
Hinsichtlich der Entgelte sind die Regelungen in der Münch-
ner Förderformel, Zuschussrichtlinie Punkt 6, 6.1 und 6.2 
i.V.m. den jeweils geltenden Voraussetzungen des Faktors 
eallg, zu beachten mit der Maßgabe, dass die Höchstbeträ-
ge für die Inanspruchnahme der jeweiligen Buchungsstufe  
in der jeweiligen Nutzungs- und Besuchsart gemäß der Ge-
bühren der städtischen Kindertageseinrichtungsgebühren-
satzung in der jeweils geltenden Fassung nicht überschritten 
werden dürfen. Die jeweils nach der Münchner Förderformel 
zulässigen Entgelte errechnen sich auf der Basis dieser 
Obergrenze.

–  Die Vergütung des Personals muss gem. den Vorgaben der 
Zuschussrichtlinie zur Münchner Förderformel, in der jeweils 
geltenden Fassung, erfolgen.

–  Der Träger darf keine Reduzierung seines bisherigen Platz-
angebotes im jeweiligen Stadtbezirk – wenn vorhanden – 
vornehmen. Es muss gewährleistet sein, den Bedarf, der 
aus der neuen Wohnbebauung entsteht, zu decken.

Für die Ersatzbetreuung der Kindertagespflege in Familien 
durch eine „Mobile Tagesbetreuungsperson“ bitten wir 
um Beachtung folgender Informationen und Bedingungen 

–  Ausgangslage und Produktbeschreibung Kindertagespflege 
in Familien mit Ersatzbetreuung
Kindertagespflege beinhaltet Bildung, Erziehung und Be-
treuung von Kindern im Alter von neun Wochen bis 14 Jahren 
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im Umfang von durchschnittlich mindestens zehn Wochen-
stunden pro Kind. Mehr als 80 % der Kinder sind zwischen 
neun Wochen und drei Jahren alt. Die Kindertagespflege 
wird von geeigneten Tagesbetreuungspersonen in deren 
Haushalt geleistet. 
Das Stadtjugendamt München bietet für Tagespflegekinder 
das Angebot der Ersatzbetreuung bei eventuellen Ausfallzei-
ten der Tagesbetreuungspersonen (Tagesmutter oder Tages-
vater). 
Die zeitlich flexiblen Betreuungsplätze der Kindertagespflege 
werden dadurch für Eltern und deren Kinder noch zuverläs-
siger und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf wird unter-
stützt. Für Ausfallzeiten der Tagesbetreuungspersonen gibt 
es in München drei Formen der Ersatzbetreuung: Städtische 
„Tageskindertreffs“, „Tageselternteams“, in denen sich zwei 
Tagesbetreuungspersonen gegenseitig vertreten und die 
„Mobile Tagesbetreuungsperson“ bei anerkannten Trägern 
der Freien Jugendhilfe im Sinne des § 75 SGB VII (freige-
meinnützig).

Zuständig für den Ausbau der Ersatzbetreuung für die Kinder-
tagespflege in Familien ist das Sozialreferat, Stadtjugendamt, 
Abteilung Kinder Jugend und Familien, Sachgebiet Kinder-
tagesbetreuung.

–  Beratung, Vermittlung und Betreuungsvereinbarung
Die Vermittlung der Ersatzbetreuungsplätze erfolgt über die 
pädagogischen Fachkräfte der Kindertagespflege im Sozial-
bürgerhaus. Eine Betreuungsvereinbarung ist die vertragliche 
Grundlage für die Ersatzbetreuung. Sie regelt für die Eltern 
die Ersatzbetreuungsform, den Kostenbeitrag und sichert 
den Tagesbetreuungspersonen ein Tagespflegegeld und 
weitere Leistungen. Die Aushändigung und Beratung zur Be-
treuungsvereinbarung erfolgt ebenfalls über das Sozialbür-
gerhaus.

– Gesetzliche Grundlage und Ausbau der Ersatzbetreuung 
Der Rechtsanspruch auf einen Kinderbetreuungsplatz wird 
neben der institutionellen Betreuung auch durch Betreu-
ungsplätze der Kindertagespflege in Familien erfüllt.
Für Ausfallzeiten der selbständig tätigen Tagesbetreuungs-
personen stellt der örtliche Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe eine gleichermaßen geeignete Ersatzbetreuung zur  
Verfügung (§23 Abs. 4 SGB VIII). Entsprechend dem gesetz-
lichen Auftrag soll für alle Plätze in der Kindertagespflege 
eine Ersatzbetreuung bereitgestellt werden. Erst durch die 
Bereitstellung der Ersatzbetreuung werden die Fördervor-
aussetzungen für die Einnahmen der kindbezogenen Förde-
rung nach Art. 20 Nr. 2 BayKiBiG erfüllt. 
Schritt für Schritt wurden in München, gemäß Stadtrats-
beschlüssen vom 14.12.2005, 17.12.2008, 06.10.2010, 
23.10.2013, 28.01.2015 und 20.07.2016, zunehmend Betreu-
ungsplätze in der Kindertagespflege mit Ersatzbetreuungs-
plätzen ausgestattet. 
Mit der Entscheidung der Vollversammlung des Münchner 
Stadtrats am 20.07.2016 sollen in der Piccoloministraße wei-
tere 75 geförderte Plätze für die Ersatzbetreuung der Kinder-
tagespflege in Familien eingerichtet werden.

–  Planung und Konzept für die „Mobile Tagesbetreuungs-
person“
Die „Mobile Tagesbetreuungsperson“ sichert die Ersatz-
betreuung für 75 Tageskinder. 
Davon werden maximal bis zu zehn Kinder gleichzeitig von 
pädagogischen Fachkräften in Teilzeit betreut. Eine pädago-
gische Fachkraft betreut maximal bis zu fünf Kinder gleich-
zeitig. Mehr als 80 % der Tageskinder sind unter drei Jahre 
alt. 

Für die Ersatzbetreuung ist eine Eingewöhnung unbedingte 
Voraussetzung, zudem sind regelmäßige Besuchskontakte 
erforderlich, damit im Bedarfsfall die Ersatzbetreuung für 

das Tageskind gelingen kann. Die Termine zur Eingewöh-
nung und Kontaktauffrischung erfolgen in der Regel im 
Haushalt der Tagesbetreuungspersonen. Dieser Service der 
Hausbesuche ist besonders geeignet für Tagesbetreuungs-
personen mit drei bis fünf Tageskindern, da es für diese auf-
wändig ist, mit einer Gruppe von kleinen Tageskindern die 
Wege zur „MobiTa“ zu bewältigen. Bei Ausfall der Tages-
betreuungsperson, insbesondere wegen Erkrankung oder 
anderer Notfälle, bringen die Eltern ihre Kinder zu „MobiTa“ 
und die Betreuung erfolgt in den Räumen der Piccolomini-
straße. 

Für die Ersatzbetreuung entstehen den Eltern und Tages-
betreuungspersonen keine weiteren Kosten, lediglich die  
Essenskosten werden den Eltern von der „MobiTa“ in Rech-
nung gestellt.

Der Auszuwählende Träger muss zwingend als Träger der 
Freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VII anerkannt sein. 

Der anerkannten Trägern der Freien Jugendhilfe (freigemein-
nützig) orientiert sich an den bestehenden Konzepten zur Er-
satzbetreuung. Eine Konzepterstellung und -fortschreibung  
ist mit der Fachstelle Ersatzbetreuung des Stadtjugendam-
tes abzustimmen. Sie können sich unter folgendem Internet-
link https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/
Sozial referat/Jugendamt/Kindertagesbetreuung/Ersatz-
betreuung zu Konzepten der Ersatzbetreuung informieren.
Eine Kooperationsvereinbarung und Leistungsbeschreibung 
ist zu erbringen.
Der Träger beantragt eine Erlaubniserteilung für die Einrich-
tung nach § 45 SGB VIII bei der Fachstelle Ersatzbetreuung 
und unterzeichnet die Vereinbarung zum Kinderschutz nach
§ 8a/8b SGB VIII. 
Der Umfang möglicher Schließtage der „MobiTa“ dürfen die 
Beantragung der öffentlichen Fördermittel nach BayKiBiG 
nicht einschränken. Die Fördermittel werden über das Stadt-
jugendamt, Sachgebiet Kindertagesbetreuung, beantragt.
Die Gestaltung und Einrichtung der Räume ist mit dem 
Stadtjugendamt, Fachstelle Ersatzbetreuung, abzustimmen.

–  Fachpersonal beim anerkannten Trägern der Freien Jugend-
hilfe (freigemeinnützig).
Zwei bis drei pädagogische Fachkräfte mit insgesamt 58,5 
Stunden (TVöD S 6/SuE8a) wöchentlich sind für die Ersatz-
betreuung zuständig. Die Arbeitszeit wird im Rahmen der 
Öffnungszeit flexibel entsprechend der Bedarfsmeldungen 
von Tagesbetreuungspersonen und Eltern eingebracht. Die 
Öffnungszeiten der „MobiTa“ sind: Montag bis Donnerstag 
von 08.00 Uhr bis 16.30 Uhr, am Freitag von 08.00 Uhr bis 
13.00 Uhr. Wegen der hohen zeitlichen Flexibilität wird die 
Arbeitszeit von Teilzeitkräften eingebracht. Die pädagogischen 
Fachkräfte brauchen eine hohe empathische Fähigkeit, um 
feinfühlig und situationsorientiert auf die Bedürfnisse der 
Kinder in einer Ausnahmesituation eingehen zu können. Ne-
ben den pädagogischen Fachkenntnissen werden Kenntnis-
se in Bezug auf Kinderschutz, Hygiene und Gesundheit vor-
ausgesetzt. Das Absolvieren der Grundqualifizierung, Teil I, 
für Tagesbetreuungspersonen, wird den pädagogischen 
Fachkräften empfohlen.

Die Dienst- und Fachaufsicht wird durch eine Leitung (Sozial-
pädagoge/Sozialpädagogin oder pädagogische Fachkraft) 
mit acht Stunden (S 12) wöchentlich gewährleistet. Die Lei-
tung ist im Rahmen von acht Wochenstunden in der Regel 
vor Ort.
Sie steht in enger Abstimmung mit den pädagogischen 
Fachkräften der Kindertagespflege in den Sozialbürgerhäu-
sern, der Fachstelle Ersatzbetreuung des Sachgebietes  
Kindertagesbetreuung und der Verwaltung des Stadtjugend-
amtes und ist mit den bereits bestehenden Standorten  
„MobiTa“ vernetzt.
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–  Darstellung der Kosten und der Finanzierung
Alle Vereinbarungen, Kosten und Jahresmittelbeiträge bezie-
hen sich auf die Beschlussvorlage: Rechtsanspruch auf Kin-
dertagesbetreuung, Kindertagespflege in Familien, Ausbau 
der Ersatzbetreuung durch sog. „Mobile Tagesbetreuungs-
person“ bei einem anerkannten Trägern der Freien Jugend-
hilfe (freigemeinnützig), Neubaumaßnahme Stadtteilzentrum 
Milbertshofen in der Piccoloministraße. Hierüber wurde im 
Kinder- und Jugendhilfeausschuss am 31.05.2016 entschie-
den.

Die Ersatzbetreuung bei einem anerkannten Trägern der 
Freien Jugendhilfe (freigemeinnützig). soll mit zwei bis drei 
Planstellen für pädagogische Fachkräfte (insgesamt 58,5 
Stunden pro Woche – entspricht 1,5 Vollzeitäquivalente) und 
einer Leitung mit acht Stunden (entspricht 0,2 Vollzeitäqui-
valent) pro Woche durchgeführt werden. 
Für einen Koch/eine Köchin werden anteilig 2,5 Stunden pro 
Woche eingeplant.
Die vorgelegten Berechnungen leiten sich aus Erfahrungs-
werten schon bestehender Einrichtungen von freien Trägern 
in vergleichbarer Größe und Ausstattung ab, die im Auftrag 
der Landeshauptstadt München die Ersatzbetreuungsform 
„Mobile Tagesbetreuungsperson“ anbieten.
Mit Beschluss des Kommunalausschusses vom 03.03.2016 
(Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 05284) wurde die Ausführungs-
genehmigung zum Neubau des Stadtteilzentrums Milberts-
hofen erteilt und die erforderlichen Mittel für die Ersteinrich-
tungskosten der Räume für die „Mobile Tagesbetreuungs- 
person“ in Höhe von 40.000,-€ bewilligt. Das Sozialreferat 
wird die Zuwendung an investiven Mitteln an den zukünftigen 
Träger mittels eines einmaligen Bescheides für die Erstein-
richtung gewähren.

Gemeinsame Trägerschaft
In dem Neubau für das Stadtteilzentrum Milbertshofen sollen 
zusätzlich das Angebot der Ersatzbetreuung durch eine „Mo-
bile Tagesbetreuungsperson“ mit 75 Ersatzbetreuungsplätzen 
für die Kindertagespflege in Familien und eine dreigruppige 
Kinderkrippe integriert werden. Durch eine gemeinsame Trä-
gerschaft ergeben sich Synergieeffekte im personellen, päda-
gogischen wie auch im hauswirtschaftlichen Bereich. Der Trä-
ger muss den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Supervision, 
Fortbildung und Weiterqualifizierung zur Verfügung stellen. 
Für die pädagogischen Fachkräfte muss die Einbindung in ein 
Team und eine entsprechende Leitung gewährleistet sein.
Die Bewerbungen werden von einer Bewertungskommission 
des Referates für Bildung und Sport sowie des Sozialreferates/
Stadtjugendamtes geprüft. Es wird ein Vergleich der Angebo-
te entsprechend der aufgeführten Bewertungskriterien vorge-
nommen. 

Für die Immobilie gelten folgende Bedingungen: 

–  Die Räume der Kinderkrippe sowie der „Mobilen Tages-
betreuungsperson“ werden vom Kommunalreferat miet- und 
pachtfrei überlassen. 

Interessenbekundung und Bewerbungsunterlagen für 
'die Kinderkrippe und die Ersatzbetreuung durch eine 
sog. „Mobile Tagesbetreuungsperson“

Falls Sie Interesse haben sich zu bewerben, bitten wir Sie, 
Ihre Interessenbekundung schriftlich, bis spätestens 
13.06.2017 an folgende Adresse zu senden:
Landeshauptstadt München, 
Referat für Bildung und Sport, Geschäftsbereich KITA, 
Koordination und Aufsicht Freie Träger, 
Trägerschaftsauswahlverfahren, 
Landsberger Str. 30, 80339 München 
oder per E-Mail an: tav.ft.kita.rbs@muenchen.de
Es gilt das Datum des Eingangs bei der LHM.

Legen Sie bitte Ihrer Interessenbekundung den Nachweis bei, 
dass Sie Träger der Freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII 
sind. Sie erhalten dann die Bewerbungsformulare per E-Mail. 
Bitte vergessen Sie nicht bei Abgabe Ihrer Interessenbekun-
dung auch Ihre aktuelle E-Mail-Adresse anzugeben. Für die 
Bewerbung im Trägerschaftsauswahlverfahren sind ausschließ-
lich die vorgegebenen Unterlagen zu verwenden.
Zur Sicherstellung einer fristgerechten Abgabe Ihrer Bewer-
bung dient der Briefkasten am Rathaus – Marienplatz der LHM. 
(Bis 24.00 h wird der Eingang tagesgenau abgestempelt.)

Die Bewerbungsformulare beinhalten:
1. Das Vorblatt zum Bewerbungsformular
2. Das Bewerbungsformular
Beide Formulare bitte elektronisch ausfüllen, anschließend 
ausdrucken und unterschrieben an o.g. Adresse senden.

Weitere Ausschlusskriterien:
Siehe insbesondere Anlage 3 des Beschlusses zum „Start zur 
stufenweisen Einführung der MFF“ vom 26.01.2011, des Be-
schlusses „Weiterentwicklung der Münchner Förderformel“ 
vom 14.12.2011. Des weiteren die Vorgaben des Beschlusses: 
„Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung, Kindertagespfle-
ge in Familien, Ausbau der Ersatzbetreuung durch sog. Mobile 
Tagesbetreuungsperson bei einem freien Träger“, Neubau-
maßnahme Stadtteilzentrum Milbertshofen in der Piccolomini-
straße“ vom 20.07.2016 und den beschriebenen Bedingungen 
zu Planung und Konzept, Finanzierung, Fachpersonal und ge-
meinsamer Trägerschaft. 
Die Frist des Eingangs der Interessenbekundung wurde nicht 
eingehalten.
Die Frist des Eingangs und der Umfang der Bewerbungsunter-
lagen wurden nicht eingehalten. 

Die vollständige Bewerbung muss bis spätestens 11.07.2017 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und 
Sport, Geschäftsbereich KITA, Koordination und Aufsicht 
Freie Träger, Trägerschaftsauswahlverfahren, Landsberger 
Str. 30, 80339 München, in der genannten Form in Papier und 
unterschrieben per Post eingegangen sein. Es gilt das Datum 
des Eingangs bei der LHM. Zur Sicherstellung einer fristgerech-
ten Abgabe dient der Briefkasten am Rathaus am Marienplatz 
der LHM. (Bis 24.00 h wird der Eingang tagesgenau abge-
stempelt.)

Zu folgenden Kriterien die bei der Gewichtung zugrundegelegt 
werden, kann der Träger Stellung nehmen:
A) Kinderkrippe

Siehe Anlage 3 des Beschlusses zum „Start zur stufenwei-
sen Einführung der MFF“ vom 26.01.2011, des Beschlus-
ses „Weiterentwicklung der Münchner Förderformel“ vom 
14.12.2011, 
–  Pädagogik (Gewichtung Faktor 1,25)
–  Querschnittsaufgaben wie Integration, Inklusion,  

Genderthematik (Gewichtung Faktor 1,00)
–  Gesundheitsförderung (Gewichtung Faktor 0,75)
–  Sozialraumorientierung (Gewichtung Faktor 0,75)
–  Erziehungs- und Bildungspartnerschaft mit Eltern  

(Gewichtung Faktor 0,50)
–  Organisationsstruktur und qualitätssichernde Maßnahmen 

(Gewichtung Faktor 0,50)
–  Finanzplan (Gewichtung Faktor 0,25)

B) „MobiTa“
Siehe Beschluss: „Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreu-
ung, Kindertagespflege in Familien, Ausbau der Ersatz-
betreuung durch sog. Mobile Tagesbetreuungsperson bei 
einem freien Träger“, Neubaumaßnahme Stadtteilzentrum 
Milbertshofen in der Piccoloministraße“ vom 20.07.2016 
und den beschriebenen Bedingungen zu Planung und 
Konzept, Finanzierung, Fachpersonal und gemeinsamer 
Trägerschaft, werden für die Bewertung/Gewichtung der 
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„MobiTa“ zugrundegelegt:
–  Pädagogik (Gewichtung Faktor 1,25)
–  Querschnittsaufgaben wie Integration, Inklusion,  

Genderthematik (Gewichtung Faktor 1,00)
–  Gesundheitsförderung (Gewichtung Faktor 0,75)
–  Sozialraumorientierung (Gewichtung Faktor 0,75)
–  Erziehungs- und Bildungspartnerschaft mit Eltern  

(Gewichtung Faktor 0,50)
–  Organisationsstruktur und qualitätssichernde Maßnahmen 

(Gewichtung Faktor 0,50)

C) Kinderkrippe und „MobiTa“
Bei annähernd gleichwertiger Pädagogischer Eignung wird 
das Kriterium der besonderen Eignung für die Bewertung/
Gewichtung der Kinderkrippe und „MobiTa“ herangezogen:
–  Darstellung zur besonderen Eignung (Gewichtung Faktor 

2,5)

Ansprechpartner
Für weitere Auskünfte zur Kinderkrippe und zum Ausschrei-
bungsverfahren wenden Sie sich bitte an Tel. 0 89/2 33-
8 42 45, -8 42 42 oder per E-Mail: tav.ft.kita.rbs@muenchen.de.

Auskünfte zur Ersatzbetreuung durch eine sog.  
„Mobile Tagesbetreuungsperson“ 
Tel.: 0 89/2 33-4 98 13, -4 98 03 oder per E-Mail:  
soz.kindertagesbetreuung@muenchen.de

Auskünfte zur Immobilie: Tel. 0 89/2 33-2 43 25 oder per E-Mail: 
im-soz.kom@muenchen.de 

München, 24. April 2017  Referat für Bildung und Sport 
  KITA 
  Abteilung
   Koordination und Aufsicht  

Freie Träger 
  Trägerschaftsauswahlverfahren 
  RBS-KITA-FT-TAV
  Beatrix Zurek
  Stadtschulrätin

Bekanntmachung

Personenbeförderungsgesetz (PBefG);
Straßenbahnhaltestellenverlängerung Moosach Bahnhof 
in München durch die Stadtwerke München GmbH
Planfeststellung nach § 28 PBefG

Die Regierung von Oberbayern hat im Vollzug des Personen-
beförderungsgesetzes am 02.05.2017 den Planfeststellungs-
beschluss für die Straßenbahnhaltestellenverlängerung 
Moosach Bahnhof in München durch die Stadtwerke Mün-
chen GmbH erlassen.

Der Plan wird festgestellt. Er umfasst eine Vielzahl von Berich-
ten, Zeichnungen und Plänen.

Der Planfeststellungsbeschluss ist mit Nebenbestimmungen 
versehen.

Der Planfeststellungsbeschluss der Regierung von Oberbayern 
liegt mit einer Ausfertigung der festgestellten Unterlagen in 
der Zeit

vom 12.06.2017 bis einschließlich 26.06.2017

bei der

Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung,
Blumenstraße 28b, 80331 München, 
Auslegungsraum 071 Erdgeschoss
(barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes,  
Blumenstraße 28a),
Montag bis Donnerstag von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr,  
Freitag von 9.00 Uhr bis 14.00 Uhr

zur öffentlichen Einsichtnahme aus.

Der Planfeststellungsbeschluss kann auch auf der Internet-
seite der Landeshauptstadt München unter folgendem Link 
abgerufen werden: www.muenchen.de/auslegung 
Rechtlich maßgebend sind gem. Art. 27a Abs. 1 Satz 4 BayV-
wVfg allerdings alleine die in Papierform ausliegenden Unter-
lagen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Planfeststellungs-
beschluss den Betroffenen und denjenigen gegenüber, die 
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt (Art. 74 Abs. 5 
Satz 3 BayVwVfG). Dies gilt nicht für diejenigen, denen der 
Beschluss individuell zugestellt worden ist.

München, 18.05.2017 Referat für Stadtplanung
  und Bauordnung

Verlust eines Dienstausweises

Der Dienstausweis Nr. 11/3101, ausgestellt am 03.12.1999,
sind abhanden gekommen.

Der Ausweis wird für ungültig erklärt.
Vor Missbrauch wird gewarnt.

München, 18. Mai 2017 Stadtkämmerei
  Geschäftsleitung
  SKA-RL-GL1-1  
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rum reicht u.a. von Abmahnung, über Bilderklau im Internet, 
Datensicherung, EVB-IT, Facebook, Informationsfreiheits-
gesetze, Soziale Netzwerke, Vertragsfallen im Internet bis zu 
Zweckübertragungsregel. Die Artikel wurden durchgängig 
 aktualisiert und neue Begriffe wie „Bitcoins“, und „Dashcam“ 
aufgenommen. 
Die einzelnen Artikel sind übersichtlich gegliedert, angereichert 
mit Beispielen und Mustern. Tipps, Warnhinweise und wichtige 
Informationen sowie Checklisten werden durch Piktogramme 
hervorgehoben.

Hundt, Marion: Aufenthaltsrecht und Sozialleistungen  
für Geflüchtete. Praxisleitfaden für Verwaltungs- und  
Sozialeinrichtungen, Fachkräfte und Ehrenamtliche. – 
Regensburg: Walhalla, 2017. 288 S. (Wissen für die Praxis) 
ISBN 978-3-8029-7652-0; € 34,95.

Im Asyl- und Flüchtlingsrecht richten sich die konkreten  
Lebensbedingungen und die Gewährung von Leistungen nach 
dem Verfahrensstand und dem Status der Betroffenen.
Die Neuerscheinung informiert anhand der wichtigsten recht-
lichen Begrifflichkeiten über Verfahrens- und Statusfragen  
sowie soziale Leistungsansprüche. Thematisiert werden Sozial-
leistungen, medizinische Versorgung, Kita-Besuch, Bildung 
und Ausbildung, Integrationskurs, Familiennachzug und Er-
werbstätigkeit.
Schaubilder und Übersichten erleichtern den Überblick. Zur 
Vertiefung von Recherchen werden in den Fußnoten Gesetzes-
texte und Urteile nachgewiesen. Zudem hat die Autorin im 
Schlusskapitel Rechts- und Internetquellen sowie ein Literatur-
verzeichnis zusammengestellt.

Nichtamtlicher Teil

Buchbesprechungen

Handbuch Adoptionsrecht. Hrsg. von Rolf Behrentin. – 
München: Beck, 2017. XXXV, 540 S.  
ISBN 978-3-406-66748-0; € 79.-

Das neue Handbuch erläutert Rechts- und Verfahrensfragen 
zur In- und Auslandsadoption von Kindern und Volljährigen. 
Spezielle Fragen zur Stiefkind- und Verwandtenadoption  
sowie zur Adoption durch eingetragene Lebenspartner sind  
behandelt. Zudem berücksichtigen die Autoren zahlreiche 
Sonderprobleme der Adoption wie Elterngeld/Elternzeit und 
Fragen zu Steuerrecht, Krankenversicherung und Haftung.

Lexikon für das IT-Recht 2016/2017. Spezialausgabe für 
Behörden. Hrsg. von Eugen Ehmann. – 4. Aufl., Rechts-
stand: April 2016. – Heidelberg: Jehle, 2016. VIII, 371 S. 
ISBN 978-3-7825-0594-9; € 39,99. 

Das Lexikon behandelt praxisbezogene wichtige Fragestellun-
gen aus dem IT-Sektor für Behörden. Der Band bietet Basis-
informationen für Datenschutzbeauftragte, EDV-Verantwortliche 
einer Behörde oder auch für Verwaltungsleiter einer Kommune.
Das Autorenteam setzt sich zusammen aus Verwaltungsjuristen, 
Rechtsanwälten und einem Physiker. Das breite Themenspekt-
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